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Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, der Antrag "Verpflichtende 
Früherkennungsuntersuchungen in Thüringen - Mütter- und Familienberatung stärken, 
Gesundheitsschutz ausbauen" der Fraktion DIE LINKE versteht sich nicht als allein selig 
machender Antrag, sondern, wie Sie das auch schon erkannt haben, wir wollen in die 
Diskussion um den Kinderschutz eingreifen. Wir wollen die Diskussion um den Kinderschutz 
auch mit den Ergebnissen, die wir aus Gesprächen mit Fachexperten usw. gehabt haben, 
bereichern und eben auf ein paar Lücken aufmerksam machen, die wir durchaus in der 
Diskussion um den Kinderschutz gefunden haben. Die Kritik beispielsweise der 
Landesärztekammer, dort stellvertretend auch Dr. Eulitz, der den Arbeitskreis "Gewalt gegen 
Kinder" leitet, richtet sich dagegen, dass die Maßnahmen des 19-Punkte-Kataloges zwar gut 
und schön sind, auch sehr wichtig sind, dass aber eine strukturelle Vernetzung zwischen dem, 
was durch das Jugendamt stattfindet und dem, was im Gesundheitsamt und in anderen Ämtern 
stattfindet, weitgehend fehlt. Wir als LINKE sind überzeugt, dass verbindliche Regelungen zu 
den Vorsorgeuntersuchungen dringend geboten sind, auch wenn man sich trefflich über die 
Art und Weise streiten kann.  

(Beifall DIE LINKE)  

Und genau hier gilt es anzusetzen. Mit dem Antrag, den DIE LINKE vorlegt, wollen wir die 
Zusammenarbeit verfestigen und so versuchen, die durchaus vorhandenen Lücken im 
Kinderschutz zu schließen. Auch das von Ihnen vorgelegte Kinderschutzgesetz wird diesem 
Anspruch leider nicht gerecht, weshalb wir diesen Antrag hier aufrechterhalten. Ich erinnere 
daran, dass sich Ihr Gesetz ausschließlich auf das SGB VIII und SGB V konzentriert, die 
ÖGD-Verordnung allerdings Landesrecht ist, was uns eigentlich eigene 
Regelungskompetenzen ermöglicht. Als Anknüpfungspunkt nehmen wir - wie besprochen - 
hierbei den öffentlichen Gesundheitsdienst, an den eine Mütter- und Familienberatung 
angesiedelt wird oder, soweit sie vorhanden ist, ausgebaut werden soll. Dort soll 
niedrigschwellige Hilfe sowie aufsuchende Arbeit geleistet werden, die gemeinsam mit den 
Familienhebammen und in Kooperation mit dem Jugendamt den Kinderschutz auch gerade 
für die unter dreijährigen Kindern ausbauen sollen. Daneben wollen wir mit unserem Antrag 
erreichen, dass eine verbindliche Zusammenarbeit zwischen den jeweiligen Ämtern geregelt 
wird. Damit eine umfassende Kooperation gewährleistet werden kann, müssen Kinderschützer 
und Ärzte auch wissen, um wen es sich handelt. Hier ist auch mit den vorhandenen 
datenrechtlichen Grundlagen ein Austausch der relevanten Daten möglich. Die Defizite, die 
wir im Kinderschutz bemerken, die wir mit unserem Antrag aufgreifen wollen, sind folgende:  

Bei den Debatten um den Kinderschutz ging es ja vor allem immer um Geld, es ging um die 
Möglichkeit von Vorsorgeuntersuchungen und es ging um diverse Einzelaspekte, etwa um die 
Kinderschutzdienste. Diese Debatte war aus unserer Sicht richtig, notwendig und gut. Jedoch 
wurden eben die Lücken zwischen diesen einzelnen Strukturen nicht geschlossen, sondern in 
den jeweiligen Strukturen werden neue Modelle aufgestellt, werden neue Modelle etabliert, 
eine Vernetzung findet leider so nicht statt. Im Kinderschutz wurde also bislang kaum ein 
umfassender Ansatz verfolgt, der das Kind, seine Eltern, aber auch die öffentlichen 
Hilfestrukturen im Blick hatte. Mit unserem Antrag wollen wir diesen ganzheitlichen Ansatz 
jedoch zur Diskussion stellen und uns damit an einer Diskussion beteiligen. Hinzu kommt, 



wie von Frau Taubert bereits ausgeführt, dass sich gerade im Kinderschutz und in den 
betreffenden Richtlinien und Gesetzen in den letzten Jahren einiges geändert hat und nicht 
unbedingt zum Besseren, wie man aus den Landkreisen vernehmen kann. Statt beispielsweise 
im Rahmen des Ausbaus des Kinderschutzes die Kinderschutzdienste stärker zur fördern und 
sich für die Qualitätsstandards einzusetzen, hebt die Landesregierung lieber die entsprechende 
Richtlinie auf und überlässt diese heiklen Entscheidungen lieber den klammen Kommunen, 
die sowieso jeden Euro zweimal umdrehen müssen.  

(Zwischenruf Dr. Zeh, Minister für Soziales, Familie und Gesundheit: Die Kommunen haben 
mehr Geld als der Freistaat.)  

Damit hat die Landesregierung bewiesen, dass sie Konflikte mit den Kommunen scheut und 
deshalb nur zu halbstarken Regelungen bereit ist, die im Zweifelsfall mehr Schaden anrichten, 
als dass sie dem Anliegen des Kindesschutzes Rechnung tragen.  

(Beifall DIE LINKE)  

Wie bereits angesprochen, streitet die LINKE für einen ganzheitlichen Ansatz beim 
Kinderschutz, und dieser beginnt mit Vorsorgeuntersuchungen. Das beginnt aber auch bei der 
medizinischen Betreuung werdender Mütter. Das geht über den öffentlichen 
Gesundheitsdienst und betrifft auch den Kampf gegen Kinderarmut. Vor allem aber müssen 
den Müttern niedrigschwellige Angebote unterbreitet werden. Am letzten Dienstag fand eine 
Fachtagung der Agentur für Gesundheitsförderung statt, bei der es genau um diese Frage ging. 
Was machen wir beispielsweise mit Teenager-Schwangerschaften? Wie kann man die 
elterlichen Kompetenzen stärken? Hier muss auch ein Ansatz des Kinderschutzes liegen. Wie 
verhält man sich mit der Kindergesundheit und wie macht man Eltern auf diese Aspekte 
aufmerksam?  

Ein wichtiger Ansatzpunkt unseres Antrages liegt nämlich darin, das Kind in seinem Umfeld 
zu betrachten. Mit einer verbindlichen Regelung zu den Vorsorgeuntersuchungen hat man 
hierfür einen Ausgangspunkt, um frühe Hilfen, aber auch medizinisches Fachpersonal der 
Mütter- und Familienberatungsstellen mit dem des Jugendamtes anbieten zu können. Es geht 
darum, dass möglichst alle Kinder an der U-Untersuchung teilnehmen, denn so haben 
Kinderärzte eine erste - wenn auch eingeschränkte - Möglichkeit, die Entwicklung von 
Kindern zu beobachten. Denjenigen, die nicht an den Vorsorgeuntersuchungen teilnehmen, 
soll nicht mit Sanktionen beigekommen werden, sondern mit aufsuchenden Hilfen, mit 
Unterstützung und Beratung, wie es Fachleute seit längerem fordern. Diese aufsuchende 
Arbeit soll auch nicht primär durch das Jugendamt geschehen, sondern durch die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Mütter- und Familienberatungsstellen. Wir haben uns 
hier ganz bewusst entschieden, stärker auf den öffentlichen Gesundheitsdienst zu setzen, denn 
erstens ist hier die medizinische Fachkompetenz gerade für die Kleinkinder unter drei Jahren 
vorhanden. Zum anderen ist es etwas anderes, ob eine Hebamme in eine Familie kommt oder 
das Jugendamt. Mit dem ihm vorauseilenden Ruf stellt es eine zu hohe Hürde für gerade 
diejenigen Eltern auf, die die größten Probleme haben. In den Mütter- und 
Beratungsfamilienstellen sollen die notwendigen sozialen und elterlichen Kompetenzen 
erlernt werden können. Kinderärzte, Jugendschützer, Sozialarbeiter, aber auch 
Familienhebammen kommen regelmäßig zu dem Schluss, dass genau diese Kompetenzen 
unterdurchschnittlich vorhanden sind. Kinder zu schützen, bedeutet aber auch, Eltern zu 
bilden und Ihnen diese sozialen Kompetenzen zu vermitteln. Dies soll und dies kann auch 
eine Familienberatungsstelle leisten. Mütter, gerade im Teenageralter, oder auch Mütter 
untergewichtiger Babys müssen in den Fokus genommen werden. Dazu kann die 



Mütterberatung, angesiedelt beim ÖGD, beitragen. Das schließt das Jugendamt und dessen 
Auftrag als Wächteramt nicht aus, sondern ermöglicht hier niedrigschwellige Hilfen und 
Angebote.  

Was mache ich mit einem Kind, wenn es krank ist? Wie koche ich gesunde Mahlzeiten für 
mein Kind? Was muss ich in welcher Situation tun? Mit wem kann ich reden? Diese Fragen 
sollten nicht durch eine Elternakademie, wie sie mit der Familienoffensive geschaffen wurde, 
geklärt werden, sondern mit Elternbildung. Wir brauchen direkte Angebote für Eltern.  

Ein weiterer Aspekt: Damit Kinderärzte und Hebammen wissen, wohin sie gehen sollen, 
müssen sie bestimmte Informationen haben. Diese werden von der Geburt bei den Standes- 
oder Meldeämtern erhoben. Selbst mit den heutigen datenrechtlichen Regelungen wäre eine 
problemgerechte Übermittlung von Daten durchaus möglich, beispielsweise meint das der 
Datenschutzbeauftragte des Freistaats. DIE LINKE streitet also über einen ganzheitlichen 
Einsatz im Umgang mit dem Kinderschutz. Experten, beispielsweise, die des 
Sozialpädiatrischen Zentrums Erfurt, beobachten zunehmend, dass sehr junge und früh 
gebärende Eltern nicht über die grundlegenden Kenntnisse verfügen und schon mit geringen 
Anforderungen überlastet sind. Aber genau hier liegt auch ein zentrales Problem des 
Kinderschutzes. Es müssen eben auch das elterlich Umfeld und die Bedingungen, unter denen 
Kinder aufwachsen, in Betracht gezogen werden.  

Um dies leisten zu können, ist die verbindliche Vorsorgeuntersuchung ein wirklich wichtiger 
Schritt. Hinzu kommen aber auch klare Regelungen für die jeweiligen Ämter, die mit dem 
Schicksal der Kleinkinder betraut sind. Hierzu gab es zahlreiche Vorschläge, auch auf der 
bereits angesprochenen Fachtagung vom Sozialminister. Das von der Landesregierung 
vorgelegte Kinderschutzgesetz kommt diesen Anforderungen aber nur teilweise nach und 
greift zu kurz. Deshalb wollen wir eine umfassende Debatte im Sozialausschuss dazu führen. 
Das Kind, aber auch das Umfeld und die Umstände, unter denen es aufwächst, müssen 
Gegenstand von Politik sein. Dabei spielt auch die grassierende Kinderarmut eine wichtige 
Rolle, die bei Kindern zu Unter- und Mangelernährung führt. Die Eltern vor existenzielle 
Nöte stellende Kinderarmut kann so nicht hingenommen werden.  

(Beifall DIE LINKE)  

Um den Kinderschutz zu stärken, sind verbindliche Vorsorgeuntersuchungen und auch der 
19-Punkte-Maßnahmekatalog unerlässlich. Jedoch sich darauf auszuruhen, reicht bei Weitem 
nicht aus. Dazu braucht es eben genau diese Vernetzung, die ich angesprochen habe und die 
wir als LINKE in unserem Antrag fordern. Vielen Dank.  

(Beifall DIE LINKE)  

 


